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Konjunkturspritze? Unnötig!
Weder der Bund, noch Kantone und auch nicht die Gemeinden sollten wegen 
der negativen Auswirkungen der Frankenstärke konjunkturelle Notmassnahmen 
ergreifen. Denn die Wirkung solcher Programme ist höchst umstritten.

«Es brennt, wir müssen sofort löschen.» 
Kaum hatte die Nationalbank Mitte Ja-
nuar den Euro-Mindestkurs abrupt auf-
gegeben, hagelte es Vorschläge von 
Politikern und Interessenvertretern, wie 
man der Wirtschaft nun am besten unter 
die Arme greifen könnte.
Seither hat sich der Eifer für sofortige 
Konjunkturspritzen merklich abgekühlt. 
Noch immer werden in verschiedenen 
Kantonen und Gemeinden aber Eingriffe  
gegen die Auswirkungen der Franken-
stärke gefordert und geprüft. Beispiels-
weise in den Kantonen Aargau, Solo-
thurn oder Graubünden. Im 
Vordergrund stehen regel-
mässig Massnahmen wie  
Steuer- und Abgabensenkun-
gen, beim Arbeitsmarkt, im 
Bereich der administrativen 
Belastungen und zum Schutz 
der regionalen Wirtschaft. 
Auch Gemeinwesen sind mit 
recht speziellen Initiativen vorgeprellt, 
etwa die Basler Vorortsgemeinde Rie-
hen, die eine von ihr finanzierte Ein-
kaufslotterie organisiert hat, um den 
Einkaufstourismus zu bekämpfen. Oder 
die St. Galler Gemeinde Uzwil, die ihre 
Angestellten jede Woche zwei Stunden 
länger arbeiten lässt. Aus Solidarität ge-
genüber den Angestellten in der Privat- 
industrie, die wegen des sogenannten 

Frankenschocks ähnliche Massnahmen 
zu erdulden haben.

Rahmenbedingungen verbessern
Solche Hauruckübungen sind jedoch 
Einzelfälle geblieben. Die grosse Mehr-
heit der Kantone und Gemeinden ist in 
den letzten Wochen zur Einsicht gekom-
men, es brauche vorläufig noch keine 
Konjunkturprogramme oder sonstige 
Geldspritzen. Exemplarisch für diese 
Meinung steht beispielsweise der 
Thurgauer Volkswirtschaftsdirektor Kas-
par Schläpfer. Ähnlich nüchtern äus-

serte sich Bundesrat Johann 
Schneider-Ammann: «Es gibt 
kaum rasche und zielfüh-
rende Massnahmen, um die 
kurzfristigen Nachteile für die 
Exportwirtschaft auszuglei-
chen», erklärte er. Zentral sei 
es, weiterhin gute Rahmenbe-
dingungen zu bieten und 

diese zielgerichtet zu verbessern. Auch 
der Erhalt des bilateralen Weges mit der 
EU helfe den Schweizer Unternehmen.
Nur noch die politische Linke setzt sich 
noch dezidiert für ein Konjunkturpro-
gramm ein. «Dies lieber schon heute als 
morgen, damit es bei Ausbruch der Krise 
wirken könnte», fordert SP-Präsident 
Christian Levrat. Der Aargauer CVP-Kan-
tonalpräsident Markus Zemp hält es zu-

mindest für vorstellbar, dass die Steuern 
auf Ebene der Gemeinden angehoben 
würden, um die negativen Folgen der 
Frankenaufwertung abzufedern. Das 
Credo der bürgerlichen Parteien und der 
Wirtschaftsvertreter lautet hingegen, es 
genüge, wenn der Staat der Wirtschaft 
nicht noch zusätzliche Steine in den Weg 
lege. Das heisst insbesondere: keine 
Steuererhöhung und keine neuen Aufla-
gen Insbesondere auch nicht von den 
Gemeinden.

Warnung vor Aktionismus
Die Wissenschaft stützt diese Argu-
mente: «Zum aktuellen Zeitpunkt sind 
Konjunkturprogramme fehl am Platz. 
Auch kantonale und kommunale. Kon-
junkturprogramme sollen ja kurzfristig 
einen Nachfragerückgang kompensie-
ren. Die Frankenstärke ist aber kein 
konjunkturelles Phänomen», argumen-
tiert Peter Eisenhut, Managing Partner 
des St. Galler Forschungsunternehmens 
Ecopol. Dieses Institut hat vor sechs Jah-
ren im Auftrag der der St. Galler Ge-
meindepräsidentinnen und -präsidenten 
untersucht, wie zweckmässig Konjunk-
turspritzen insbesondere auch auf kom-
munaler Ebene sind (vgl. Kasten)
Die damaligen Erkenntnisse gelten nach 
den Worten von Eisenhut noch immer. 
Dies umso mehr, als sich die heutige 
konjunkturelle Lage im Vergleich zur Si-
tuation vor sechs Jahren wesentlich 
günstiger darstellt. 2009 schrumpfte das 
Bruttoinlandprodukt (BIP) der Schweiz 
als Folge der Finanzmarktkrise und ei-
nem Einbruch der Nachfrage aus dem 
Ausland deutlich um 2,1 Prozent. Und 
der BIP-Rückgang im Euroraum betrug 
0,7 Prozent. Aktuell liegen die Konjunk-
turprognosen der verschiedenen Insti-
tute für die Schweiz zwischen 0,2 und 
1 Prozent. Die Prognosen für das BIP im 
Euroraum  stehen bei 1,2 bis 1,8 Prozent. 
Das aktuelle Problem der Schweizer 
Wirtschaft sei mit andern Worten nicht 
eine rückläufige Nachfrage aus dem Aus-
land, sondern eine wegen der Franken-
stärke angeschlagene Wettbewerbsfä-
higkeit, folgert Eisenhut. Konsequenz: 
«Die Wirtschaftspolitik muss sich darauf 
konzentrieren, die Bedingungen für ein 
langfristiges Wachstum zu optimieren 
und den Strukturwandel zu begleiten.» 
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Geschrumpft ist die Wirtschaft 2009 als Folge der Finanzkrise.

«Nur die  
Linke setzt 
sich für ein 
Konjunktur-
programm 

ein.»
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Christoph Lengwiler, Professor am In-
stitut für Finanzdienstleistungen Zug 
IFZ, findet die Zurückhaltung bei Kon-
junkturspritzen ebenfalls richtig: «Aus 
heutiger Sicht gibt es weder für die 
Kantone noch für die Gemeinden einen 
Bedarf für Konjunkturförderungsinitia-
tiven.»

Der grosse Hebel der Gemeinden
Falls es aber tatsächlich noch zu einem 
deutlichen konjunkturellen Abschwung 
käme, würden ohne Zweifel auch Kon-
junkturförderungsprogramme auf Kan-
tons- und Gemeindeebene neu disku-
tiert. Dies obwohl deren Wirkung 
umstritten sei. Denkbar wäre es nach 
Lengwiler, beispielsweise Investitions- 
und insbesondere Bauprojekte vorzu-
ziehen, Forschung und Innovationen zu 
fördern oder den Konsum der Bevölke-
rung anzukurbeln. «Hier wurden in der 
Finanzkrise in Deutschland und ande-
ren Ländern Experimente mit Ver-
schrottungsprämien gemacht, die man 
beim Ersatz eines alten Autos durch 
einen Neuwagen erhielt. Die Wirkung 
all dieser Massnahmen ist und bleibt 
jedoch sehr umstritten», gibt Lengwiler 
zu bedenken. 

Würden trotz all diesen Bedenken den-
noch Konjunkturprogramme aufgegleist, 
hätten die Gemeinden bezüglich der 
meisten Finanzkennziffern den grössten 
Handlungsspielraum. Laut Finanzstatis-
tik der Eidgenössischen Finanzverwal-
tung sind sie nämlich deutlich geringer 
verschuldet als die Kantone und der 

Bund und werden gesamthaft auch im 
laufenden Jahr keine Defizite anhäufen. 

Fredy Gilgen

Informationen:
www.kof.ethz.ch

Die richtigen Massnahmen
Generell ist vor konjunkturpolitischem 
Aktivismus zu warnen. Denn jede Wirt-
schaftskrise wird von den verschiede-
nen Interessengruppen genutzt, um 
ihre politischen Forderungen und wirt-
schaftlichen Sonderinteressen unter 
dem Deckmantel der konjunkturpoliti-
schen Notwendigkeit durchzusetzen.

Kantone und Gemeinden sollten in ers-
ter Linie die sogenannten automati-
schen Stabilisatoren wie die Arbeits- 
losenversicherung, die Kurzarbeits- 
entschädigung, die Sozialhilfe und die 
Steuerpolitik wirken lassen. Deren kon-
junkturstützende Wirkung ist deutlich 
höher als jene von Konjunkturspritzen.

Wenn schon Konjunkturprogramme, 
dann sollte das Schwergewicht auf In-
vestitionen liegen. Die beste und direk-
teste Wirkung geht davon aus. Neben 
direkten Investitionen sind auch Mass-
nahmen zur Förderung von Investitio-
nen zu prüfen, wobei auf Mitnahmeef-
fekte zu achten ist. Dabei finanziert der 
Staat Projekte mit, die sowieso umge-
setzt worden wären.
Eine Rezession ist der falsche Zeitpunkt 
für Sparübungen und Steuererhöhun-
gen von Kanton und Gemeinden. 
Kanton und Gemeinden sollen ihr kon-
junkturpolitisches Engagement aufein-
ander abstimmen und mit dem Bund 
koordinieren. 
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